
Öffentliche Bekanntmachung für Staats-
angehörige der übrigen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union (Unionsbürger)
zur Wahl zum Europäischen Parlament in
der Bundesrepublik Deutschland

Am 26. Mai 2019 findet die Wahl der Abgeordneten des
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teil-
nehmen, wenn Sie am Wahltag

1.  die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitglied-
staaten der Europäischen Union besitzen,

2.  das 18. Lebensjahr vollendet haben,

3.  seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik
Deutschland oder in den übrigen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union1) eine Wohnung innehaben oder
sich mindestens seit dieser Zeit sonst gewöhnlich auf-
halten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinander-
folgender Aufenthalt in den genannten Gebieten
angerechnet),

4.  weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem
Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen Staats-
angehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht
zum Europäischen Parlament ausgeschlossen sind,

5.  in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik
Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige Eintra-
gung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf ei-
nem Formblatt zu stellen; er soll bald nach dieser
Bekanntmachung abgesandt werden.

     Einem Antrag, der erst nach dem 5. Mai 2019 (21. Tag
vor der Wahl) bei der zuständigen Gemeindebehörde
eingeht, kann nicht mehr entsprochen werden (§ 17 a
Absatz 2 der Europawahlordnung).

     Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages bei der Wahl
am 13. Juni 1999 oder einer späteren Wahl zum Euro-
päischen Parlament in ein Wählerverzeichnis der
Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden, so
ist ein erneuter Antrag nicht erforderlich. Die Eintra-
gung erfolgt dann von Amts wegen, sofern die sonsti-
gen wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies
gilt nicht, wenn Sie bis zum oben angegebenen 21.
Tag vor der Wahl gegenüber der zuständigen Ge-
meindebehörde auf einem Formblatt beantragen,
nicht im Wählerverzeichnis geführt zu werden. Dieser
Antrag gilt für alle künftigen Wahlen zum Europäi-
schen Parlament, bis Sie erneut einen Antrag auf Ein-
tragung in das Wählerverzeichnis stellen.

     Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein
Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutsch-
land eingetragen worden, müssen Sie für eine Teil-
nahme an der Wahl einen erneuten Antrag auf Eintra-
gung in das Wählerverzeichnis stellen.

     Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem
Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland ist ein er-
neuter Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeich-
nis erforderlich.

Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende
Merkblätter können bei den Gemeindebehörden in der

Bundesrepublik Deutschland angefordert werden.

Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist unter anderem
Voraussetzung, dass Sie am Wahltag

1.  das 18. Lebensjahr vollendet haben,
2.  die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der

Europäischen Union besitzen,
3.  weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem

Mitgliedstaat der Europäischen Union, dem Sie ange-
hören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis
oder mit den Wahlvorschlägen ist eine Versicherung an
Eides statt abzugeben über das Vorliegen der oben ge-
nannten Voraussetzungen für die aktive oder passive
Wahlteilnahme.

Oberhausen, 24.01.2019

Motschull
- Stadtwahlleiter -
___________________________________
1) Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinig-

ten Königreich Großbritannien und Nordirland nach
dem Zeitpunkt, ab dem nach Artikel 50 Absatz 3 EUV
die Verträge dort keine Anwendung mehr finden.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über die
Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
165 für einen Teilbereich des Bebauungs-
plans Nr. 724 - Dorstener Straße / Stein-
straße - vom 17.01.2019

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 17.12.2018
folgende Satzung beschlossen:

     Satzung
     über die Verlängerung der Veränderungssperre

Nr. 165 vom 17.01.2019

     Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 Satz
3 und 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), in Verbindung mit § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.2018,
S. 90), in seiner Sitzung am 17.12.2018 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1

     Es wird die Verlängerung der Veränderungssperre 
Nr. 165 beschlossen.
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     Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz -, vom 14.11.2017 umrandet dargestellt
und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

     Der Geltungsbereich der Veränderungssperre Nr. 165
liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 15, und um-
fasst das Flurstück Nr. 713.

§ 2

     Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 1) dürfen

     1.     Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

     2.    erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver-
änderungen von Grundstücken und baulichen
Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmi-

gungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind,
nicht vorgenommen werden.

§ 3

     Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-
her ausgeübten Nutzung, werden von der Verän-
derungssperre nicht berührt.

§ 4

     Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Sie tritt abweichend von § 4 der
Satzung vom 31.01.2018 außer Kraft, sobald und so-
weit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebauungs-
plan rechtskräftig wird, spätestens jedoch am
24.02.2020.
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     Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 165 liegt vom Tage der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 004, während der nachstehend genannten
Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                             08:00 - 12:00 Uhr 

     Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Die vom Rat der Stadt am 17.12.2018 beschlossene
Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 165, ausgefertigt durch den Oberbürger-
meister am 17.01.2019, wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Satzung über die Verlängerung
der Veränderungssperre Nr. 165 tritt gemäß § 16 Abs.
2 i. V. mit § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

     Hinweise

     1.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     2.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.
2018, S. 90), können Verletzungen von Verfah-
rens- oder Formvorschriften gegen diese Sat-
zung / sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

            a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

            b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

     3.    Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch wird
bzgl. einer Entschädigung auf folgendes hinge-
wiesen:

            „Dauert die Veränderungssperre länger als vier
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 hinaus, ist den Betroffenen für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

            Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberechtig-
te Entschädigung verlangen kann, wenn die in 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments der Satzung über die Verlängerung der Verän-
derungssperre Nr. 165 stimmt mit dem Ratsbeschluss
vom 17.12.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741)), ver-
fahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 17.01.2019

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Neuer Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk 3.1
Osterfeld-Mitte/Heide/Dellwig/Klosterhardt/Rothebusch

Durch Beschluss des Rates der Stadt Oberhausen vom
17.12.2018 ist Herr Antonio La Furia, Bottroper Str. 23 b,
46117 Oberhausen, zum Schiedsmann für den Schieds-
amtsbezirk 3.1 Osterfeld-Mitte/Heide/Dellwig/Kloster-
hardt/Rothebusch gewählt worden.
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Nachdem Herr La Furia in seinem Amt als Schiedsmann
vom Direktor des Amtsgerichts Oberhausen bestätigt und
am 09.01.2019 als Schiedsmann vereidigt worden ist, hat
Herr La Furia nunmehr seine Tätigkeit als Schiedsmann
aufgenommen. 

Herr La Furia übt seine Amtstätigkeit als Schiedsmann in
seiner Wohnung

Bottroper Str. 23 b,
46117 Oberhausen,
Tel.: 0208 8102267

aus.

Die Zuständigkeit für den Schiedsamtsbezirk 3.1 Oster-
feld-Mitte/Heide/Dellwig/Klosterhardt/Rothebusch er-
streckt sich auf alle Straßen in Osterfeld mit den Postleit-
zahlen 46117 und 46119.

Oberhausen, 22.01.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull

Öffentliche Bekanntmachung des Wahl-
leiters der Stadt Oberhausen

Das Mitglied der Bezirksvertretung Osterfeld Herr Stefan
Hans Walter Zimkeit hat auf sein Mandat verzichtet und
ist zum 31.12.2018 aus der Bezirksvertretung Osterfeld
ausgeschieden. 

Nach dem Listenwahlvorschlag der SPD ist der nachste-
hende Bewerber

Herr
Thorsten Kamps
Westerholtstr. 47
46119 Oberhausen
geboren am 28.08.1969 

berufen worden, welcher damit an die Stelle des Herrn
Zimkeit tritt.

Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter - Fach-
bereich Wahlen - schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift Einspruch gem. § 39 in Verbindung mit § 45 des
Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nord-
rhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998
(GV. NW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember
2016 (GV. NRW. S. 1052), in Kraft getreten am 15. De-
zember 2016 - SGV. NRW. 1112 -, eingelegt werden. 

Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt
dieser Bekanntmachung an.

Oberhausen, 16.01.2019

Schranz
- Wahlleiter -

Allgemeinverfügung
Glasverbot am 03.03.2019 zwischen 
10:00 Uhr und 18:00 Uhr

Gemäß § 14 des Ordnungsbehördengesetzes NRW
(OBG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 1980 (GV NRW Seite 528) wird folgende Ver-
fügung erlassen:

1.  Anlässlich des Karnevalumzuges Alt-Oberhausen
wird am 03.03.2019 für den unter Ziffer 2 genannten
Bereich in der Zeit von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr das
Mitführen und Verwenden von Glasbehältnissen
außerhalb von geschlossenen Räumen untersagt.

2.  Das Verbot gilt räumlich für folgenden Bereich:

     Havensteinstraße zwischen Christian-Steger-Straße
und Helmholtzstraße sowie Geibelstraße ab Einmün-
dung Otto-Dibelius-Straße

     Das Verbot erstreckt sich bei den genannten Straßen
und Wegen im Grenzbereich auf beiden Seiten. Der
Geltungsbereich ist in der anliegenden Karte schraf-
fiert dargestellt. Die Karte ist Bestandteil der Allge-
meinverfügung.

3.  Die Anordnungen dieser Allgemeinverfügung sind sofort
vollziehbar gemäß § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBI I, Seite 686).

4.  Diese Allgemeinverfügung gilt mit dem auf die Be-
kanntgabe folgenden Tag als bekannt gemacht.

Begründung:

Anlässlich des vom Hauptausschuss Groß Oberhause-
ner Karneval durchgeführten Karnevalumzuges Alt-Ober-
hausen zu der in der Regel ca. 150.000 Besucher kom-
men, ist es häufig zu massiven Störungen der öffent-
lichen Sicherheit im Bereich der in Punkt 2 genannten
Räumlichkeit gekommen.

Junge Menschen haben den Karnevalsumzug zum An-
lass genommen, sich im gesamten Bereich zu versam-
meln und dort mitgebrachten Alkohol zu konsumieren.

Jugendliche und junge Erwachsene haben sich bereits
mehrere Stunden vor Beginn des Karnevalsumzuges
dort ausschließlich zum Alkoholverzehr versammelt. Die
Veranstaltung wurde genutzt, ungehemmt massiv
Alkohol - vorwiegend aus Glasflaschen - zu konsumie-
ren. Viele der geleerten Flaschen wurden auf den Asphalt
zerschlagen, Besucher und Besucherinnen angepöbelt.

Sowohl von aggressiven Betrunkenen als auch von am
Boden liegenden Flaschen und Scherben geht eine er-
hebliche Gefahr für die Gesundheit der Besucher, der
eingesetzten Ordnungskräfte und unbeteiligter Dritter
aus. Massive Schnittverletzungen durch Glasscherben
sind zu befürchten. Daneben ist auch der präventive Ein-
satz von Polizeihunden ausgeschlossen, weil sich die
Tiere an den Scherben ebenso verletzen könnten.

Außerdem kann nicht ausgeschlossen werden, dass
Flaschen gezielt als Wurfgeschosse eingesetzt werden
und so ebenfalls gesundheitliche Schäden oder erhebli-
che Sachschäden herbeiführen können.
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Es liegt nicht nur im Gefahrenverdacht, sondern bereits
mit dem Verbringen des Glases in die bezeichneten Be-
reiche eine konkrete Gefahr vor, da die hinreichende
Wahrscheinlichkeit eines Schadeneintritts schon allein
durch dieses Verhalten besteht.

Denn bereits das massenhafte Einbringen und Zerschla-
gen von Glasbehältnissen in und auf die Verkehrsflä-
chen ist eine Verletzung des geltenden Rechts, nämlich
des § 3 Absatz 2 der Ordnungsbehördlichen Verordnung
über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung im Gebiet der Stadt Oberhausen (OVo).
Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass
von den in der Menschenmasse feiernden Personen
ausgetrunkene Flaschen nicht in Abfallbehältnissen, son-
dern zu dem überwiegenden Teil „auf der Straße“ landen.
Rechtlich betrachtet liegt somit in all diesen Fällen jeweils
ein Verstoß gegen das Verunreinigungsverbot vor und
damit eine Störung der öffentlichen Ordnung.

Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Abstellen oder
gar Zerschlagen einer Flasche die potentielle Gefahr,
darin liegt vielmehr bereits die Störung der öffentlichen
Sicherheit. Die Gefahr, das heißt der zu erwartende Ein-
tritt der Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits mit dem
Einbringen von Glasflaschen in den Verkehrsraum an
Karnevalstagen gegeben. Denn die in den früheren Jah-
ren jeweils im Straßenraum festzustellenden unüber-
schaubaren Mengen von ordnungswidrig entsorgten
Glasflaschen und Glasscherben, können unter den be-
sonderen Umständen des Karnevals bei der gebotenen
wertenden Betrachtung bereits als unmittelbare Folge
des Mitführens von Getränkeflaschen aus Glas angese-
hen werden. Von einem bloßen Gefahrenverdacht kann
keine Rede mehr sein.

Damit ist die entscheidende materiell-rechtliche Voraus-
setzung einer Regelung zur Gefahrenabwehr erfüllt.

Aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes ergibt
sich die Pflicht des Staates, sich schützend vor Rechts-
güter wie die körperliche Unversehrtheit zu stellen und
diese auch vor Eingriffen von Seiten Dritter zu schützen.
Dieser Bezug rechtfertigt ein solches Glasverbot. Die
körperliche Unversehrtheit, die Gesundheit und das
Leben genießen einen höheren Stellenwert als die freie
Entfaltung der Persönlichkeit und rechtfertigen die
Grundrechtseinschränkung.

Die widerstreitenden Interessen wurden unter Beachtung
der Verhältnismäßigkeit abgewogen. Die Gesundheit der
Besucher, die Sicherheit Unbeteiligter und der Schutz
hochwertiger Sachgüter wiegen mehr als die Interessen
Einzelner an ihrer allgemeinen Handlungsfreiheit. Andere
mögliche geeignete, aber weniger beeinträchtigende
Maßnahmen sind nicht ersichtlich, insbesondere kom-
men keine Nebenbestimmungen in Betracht mit denen
die Verfügung weniger einschneidend wäre. Die zeitliche
Befristung und die örtliche Beschränkung sind geeignet
und angemessen, die Grundrechtseinschränkung zu
Gunsten von Leib, Leben und Gesundheit der Besuche-
rinnen und Besucher der Veranstaltung und die von un-
beteiligten Dritten hinzunehmen.

Begründung zur Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung:

Die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Ziffer 4 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird aus folgenden
im öffentlichen Interesse liegenden Gründen angeordnet:

Zweck dieser Verfügung ist der Schutz der Gesundheit
von Menschen, die Unversehrtheit von Tieren und der
Schutz von hochwertigen privaten und öffentlichen Sach-
gütern vor den glasbedingten Gefahren, die durch eine
hohe Zahl alkoholisierter Menschen auf kleiner Fläche
entstehen. Die Erfahrungen der Stadt Dortmund anläss-
lich der Love-Parade 2008 mit einem Glasverbot und die
der Stadt Köln anlässlich des Straßenkarnevals und bei
Fußballspielen des FC Köln haben gezeigt, dass mit
einem Glasflaschenverbot die Zahl der Körperverletzun-
gen ganz erheblich zurückgegangen ist.

Dem Schutz auf körperliche Unversehrtheit müssen die
privaten Interessen am Verzehr von alkoholischen Ge-
tränken in Glasbehältnissen zweitweise zurückstehen.

Angesichts der unkalkulierbaren alkoholbedingt enthem-
menden Folgen, der unter Alkoholeinfluss begangenen
Straftaten und der von Glasscherben ausgehenden Ge-
fahren überwiegt das öffentliche Interesse vor den priva-
ten Interessen, vom Vollzug dieser Verfügung bis zur
endgültigen Entscheidung in einem Klageverfahren ver-
schont zu bleiben.

Hinweis:

Das Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39,
40213 Düsseldorf, kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf
Antrag die Anordnung der sofortigen Vollziehung aufhe-
ben und damit die aufschiebende Wirkung ganz der teil-
weise wiederherstellen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe bei dem Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, schriftlich oder
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerich-
ten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG) vom
7. November 2012 (GV.NRW.S. 548) erhoben werden.

Oberhausen, 21.01.2019

Stadt Oberhausen
Bereich 2-4
Bürgerservice, Öffentliche Ordnung
Im Auftrag

Ohletz
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Meisterwerke massenhaft aus der Sammlung Heinz Beck 

27. 1.–12. 5. 2019
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SGT. PEPPER’SLONELY HEARTS CLUB BAND

Special Guest
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Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 7. März 2019
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2019

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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